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[ ] Bericht zum Beschluss Nr. vom
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Umweltamt: Umweltprifung nicht erforderlich erforderlich .
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Bestétigung Dezernenten

Gerich Imholz

Mdéricke

Oberbirgermeister Stadtkdmmerer

Stadtratin

Vermerk Kammerei

X Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden, 02.09.2017

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme
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Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] grin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten

[ ] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. . (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f]::pllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Grindung einer Regionalen Entwicklungsgesellschaft fur die Metropolregion Rhein-Main (EGM
Entwicklungsgesellschaft Metropolregion Rhein-Main GmbH ). Gegenstand des Unternehmens
ist die Entwicklung von Wohnbauflachen in Kommunen des Rhein -Main Gebietes unter

besonderer Berlcksichtigung der Schaffung von Wohnbauflachen fur bezahlbaren Wohnraum.

Anlagen:

Gesellschaftsvertrag der Entwicklungsgesellschaft Metropolregion Rhein-Main GmbH (EGM)

C Beschlussvorschlag:

1.

Die Landeshauptstadt Wiesbaden griindet gemeinsam mit der ABG Frankfurt Holding GmbH
die EGM Entwicklungsgesellschaft Metropolregion Rhein-Main GmbH (EGM).

Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung von Wohnbauflachen in Kommunen des
Rhein -Main Gebietes unter besonderer Berlcksichtigung der Schaffung von
Wohnbauflachen fur bezahlbaren Wohnraum. Die Gesellschaft soll zu 50% die SEG
Wiesbaden mbH (SEG) und zu 50% die ABG Frankfurt Holding GmbH gehdren. Dezernat
VI/20 wird mit der Herbeifuhrung eines entsprechenden Gesellschafterbeschlusses
beauftragt. Die SEG ist mittels des Gesellschafterbeschlusses anzuweisen, die Griindung zu
initiieren und das notwendige Stammkapital einzulegen. Als Geschaftsfihrer ist der
Geschéftsfuhrer der SEG Herr Roland-Alexander Stocklin zu bestellen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass

a. essich bei der EGM - analog zur SEG (siehe Sitzungsvorlage 13-V-20-0055) - auf
Grundlage von § 121 Abs. 2 HGO um eine nichtwirtschaftliche Betatigung im Sinne der
HGO handelt und daher die Erflllung der Kriterien nach § 121 Abs. 1 HGO sowie die
Markterkundung nach § 121 Abs. 6 HGO nicht notwendig sind,

b. auch § 121 Abs. 5 (Ortlichkeitsprinzip) nicht tangiert ist, da die EGM nur im Auftrag, also
im Interesse, von kommunalen Gebietskdrperschaften tatig werden kann und daher die
Interesse der betroffenen kommunalen Gebietskdrperschaften per se gewahrt werden.

Der als Anlage beigefugte Entwurf des Gesellschaftervertrages wird beschlossen.

Dezernat VI/20 wird beauftragt die Grindung gemaf § 127a HGO dem Hessischen
Ministerium des Inneren und fur Sport (HMdIuS) anzuzeigen. Dezernat VI wird beauftragt die
Beschlisse zu 1 und 2 erst sechs Wochen nach Eingang der Anzeige beim HMdIuS zu
vollziehen.

Il. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berticksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich dndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengrindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

Keine Auswirkung

Ill. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kénnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zugénglichkeit
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und Nutzung zu achten bei der ErschlieSung von Gebaduden und des dffentlichen Raumes durch stufenlose Zugénge, rollstuhlgerechte
Aufziige, ausreichende Bewegungsfidchen, rollstuhlgerechte Bodenbeldge, Behindertenparkplétze, WC nach DIN 18024, Verbreitung von
Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hdrbehinderten Menschen)

IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Von den gut 2.300 Hektar Reserveflachen fir Wohnen im RegFNP (Wohnbauflachen und 50 % der
Mischbauflachen) wurden zum Jahresende 2015 erst rund 11 % ,verbraucht’. Daher stehen im
Verbandsgebiet immer noch umfangreiche Reserven fir Wohnen in einer Grol3enordnung von etwa
2.100 Hektar zur Verfigung. Bei einer Bebauung mit einer durchschnittichen Dichte von 45
Wohneinheiten pro Hektar — gemald den Vorgaben des Landesentwicklungsplans — bieten diese
Reserveflachen Potenziale fur 92.000 Wohnungen.

Die Umsetzung der Flachenentwicklung scheitert im Alltag an den vielfaltigsten Griinden. Die
Grinde konnen in ortlichen Widerstanden, in larmtechnisch komplex zu l6senden Anforderungen
oder auch in Veranderungen aus dem Bereich FFH im Vergleich zur Aufstellungsdatum des
RegFNP kommen.

Die neue Gesellschaft wird die Kommunen mit Know How unterstiitzen und ist auch in der Lage,
den notwendigen Dialog mit den Burgern erfolgreich zu fuhren. Neben dem Beherrschen des
Handwerkszeugs, der stadtebaulichen Projektentwicklung ist dabei besonders die Einbindung der
ortlichen politischen und gesellschaftlichen Entscheidungstréager von gro3er Bedeutung.

Eine Entwicklungsgesellschaft mit starkem kommunalem Erfahrungsschatz kann etliche
Flachenpotentiale, die bisher nicht fir den Wohnungsbau zur Verfiigung stehen, im Sinne des
Gemeinwohls aktivieren und entwickeln.

Nur ein steigendes Angebot kann das zurzeit bestehende Missverhéltnis zwischen Nachfrage,
Angebot und Preis auf Dauer abmildern.

Wiesbaden, 06. September 2017

Sven Gerich Sigrid Mdricke Axel Imholz
Oberbirgermeister Stadtratin Stadtkdmmerer



	Umweltamt: Umweltprüfung

